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Antrag 

der Abgeordneten Ursula Schönberger, Elisabeth Altmann (Pommelsbrunn), Gila 
Altmann (Aurich), Kristin Heyne, Michaele Hustedt, Dr. Manuel Kiper, Steffi Lemke, 
Dr. Helmut Lippelt, Simone Probst, Helmut Wilhelm (Amberg) und der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 


Beendigung der Castor-Transporte 


Der Bundestag wolle beschließen: 

L Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

Das Entsorgungskonzept des Bundes ist gescheitert. 

11. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, 

1. das Bundesamt für Strahlenschutz anzuweisen, keine Castor- 
Transporte in externe Zwischenlager zu genehmigen. Zur Mi- 
nimierung der Strahlenbelastung und der Transportrisiken soll 
der Atommüll an den Standorten der Atomkraftwerke verblei- 
ben, 

2. die Wiederaufarbeitung abgebrannter Brennelemente gesetz- 
lich zu untersagen und eine Wiederaufarbeitung oder Zwi- 
schenlagerung abgebrannter Brennelemente aus deutscher 
Atommüllproduktion im Ausland zu unterbinden, 

3. die Observierung von Atomkraftgegnerinnen und -gegnem 
durch den Verfassungsschutz einzustellen. 

Bonn, den 17. Februar 1997 

Ursula Schönberger 
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Begründung 

I. Die Castor- Transporte in das Zwischenlager Gorleben sind ein 
Ausdruck des gescheiterten Entsorgungskonzeptes der Bundesre- 
gierung. 

In den 50er und 60er Jahren wurde das bundesdeutsche Atom- 
programm unter massivem Druck und großzügiger Förderung der 
damaligen Bundesregierungen gestartet, ohne sich Gedanken 
zum Umgang mit dem dabei anfallenden Atommüll zu machen. 
Unter der sozialliberalen Regierung sollte dann nach dem Motto 
„Alles unter einem Dach" im niedersächsischen Wendland unter 
dem verharmlosenden Namen „Integrierter Entsorgungspark" ein 
gigantisches zentrales Atommüllzentrum mit Konditionierung, 
Wiederaufarbeitung und Endlagerung von schwach-, mittel- und 
hochaktivem Müll entstehen. Heftige Proteste der Bevölkerung, 
ausbleibender betriebswirtschaftlicher Nutzen und anhaltende 
gravierende technische Probleme führten zu einem sukzessiven 
Zusammenbruch dieses Nuklearen Entsorgungszentrums (NEZ). 
Je vager die Umsetzungschancen des „Integrierten Entsorgungs- 
konzeptes" wurden, desto mehr rückten andere Optionen in den 
Mittelpunkt des Interesses bei Politik und Industrie. 

Seit 1978 wird das Erzbergwerk Schacht KONRAD in Salzgitter 
auf seine Eignung als Atommüllager untersucht. Anfangs war ge- 
plant, das Bergwerk aufgrund seines breiten Schachtes für die Ein- 
lagerung großer Abfallkomponenten, sozusagen für den radioak- 
tiven Sperrmüll, zu nutzen. Je weiter die Realisierung des 
Endlagers Gorleben in die Ferne rückte, wurde Schacht KONRAD 
für immer mehr radioaktive Abfälle sicher gerechnet. Obwohl in 
offiziellen Verlautbarungen in der Bundesrepublik Deutschland 
immer noch Salz als optimales Wirtsgestein propagiert wird, sol- 
len nach den aktuellen Planungsunterlagen ca. 95 % des bundes- 
deutschen Atommülls in Schacht KONRAD eingelagert werden. 
Darunter das hochgiftige Plutonium und andere langlebige radio- 
aktive Strahler. Inzwischen ist aus dem Bundesministerium für Um- 
welt, Naturschutz und Reaktorsicherheit sogar zu hören, daß auch 
gegen die Einlagerung hochaktiver Abfälle in Schacht KONRAD 
keine prinzipiellen technischen Einwände bestünden. 

Ende der 70er Jahre mußte der niedersächsische Ministerpräsident 
Ernst Albrecht (CDU) die Aufgabe der Wiederaufarbeitungsanla- 
ge im Wendland verkünden. Nachdem der Standort für eine deut- 
sche Wiederaufarbeitungsanlage quer durch die Republik bis ins 
bayerische Wackersdorf gewandert war, erklärte die Industrie im 
Jahre 1989 die Aufgabe des Projektes der nationalen Wiederauf- 
arbeitung. Die Politik folgte 5 Jahre später. Mit dem Artikelgesetz 
von 1994 wurde die „Direkte Endlagerung" der Wiederaufarbei- 
tung gleichgestellt. 

Das projektierte Endlager für hochaktive Abfälle im Salzstock Gor- 
leben rückt in immer weitere Ferne. Laugenzuflüsse, deren Ursa- 
chen ungeklärt sind, und unerwartete Gebirgsdrücke verursachen 
enorme technische Probleme bei der Erkundung des Salzstockes. 
Ein Bergarbeiter mußte dadurch bereits sein Leben lassen. In den 
Kreisen der Industrie mehren sich die Stimmen, die einen Stop der 
Erkundungen in Gorleben fordern. Millionen für die Erkundung 
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eines Projektes auszugeben, dessen Realisierung zweifelhaft ist, 
nur zur rein formalen Erfüllung des Entsorgungsvorsorgenach- 
weises erscheint manchem bei den Energieversorgern als zu teu- 
er. 

Was beim schwach- und mittelaktiven Müll Schacht KONRAD und 
seit der deutsch-deutschen Vereinigung das marode Ex-DDR-End- 
lager Morsleben sind, ist beim hochaktiven Müll die seit 1994 pro- 
pagierte obertägige Langzeit-Zwischenlagerung - vermeintliche 
Auswege aus dem Dilemma des zusammengebrochenen Entsor- 
gungskonzeptes. 

Für das Problem des radioaktiven Abfalls gibt es keine Lösung. 
Der über Hunderttausende von Jahren strahlende Müll läßt sich 
nicht dauerhaft von der Biosphäre abschließen. Ein verantwor- 
tungsvoller Umgang mit dem Atommüllproblem heißt: erstens die 
weitere Produktion von Atommüll zu beenden und zweitens alle 
notwendigen Mittel und wissenschaftlichen Kapazitäten darauf zu 
konzentrieren zu erforschen, wie mit dem vorhandenen Müll um- 
gegangen werden muß, damit er für unsere und für zukünftige Ge- 
nerationen die kleinstmögliche Gefahr darstellt. 


11.1. Jeder Atommülltransport birgt ein zusätzliches Risiko und 
stellt eine zusätzliche Strahlenbelastung für die Bevölkerung ent- 
lang der Transportstrecken und am Zwischenlagerstandort und für 
das Begleitpersonal dar. Der Unfall eines Zuges mit deutschem 
Atommüll in Frankreich Anfang Februar 1997 zeigt, wie schnell 
die Mär vom sicheren Transport ein Ende hat. Zwar blieb bei die- 
sem Unfall die große Katastrophe aus. Doch niemand kann sagen, 
was beim nächsten Transport passieren wird. Auch die Strahlen- 
belastung im normalen Transportbetrieb ist nicht unbedenklich. So 
ist bei den beiden Castor- Transporten nach Gorleben der Dienst 
der begleitenden Polizeikräfte auf eine halbe Stunde begrenzt 
und für weibliche Polizistinnen ganz untersagt worden. Heute be- 
streitet fast niemand mehr, daß die Erkenntnis des Marburger Nu- 
klearmediziners Prof. Dr. Kuni, die Neutronenstrahlung sei in ih- 
rer biologischen Wirksamkeit unterschätzt worden, richtig ist. Der 
Expertenstreit geht nur noch um die Höhe des Strahlungsgewich- 
tungsfaktors. Selbst Prof. Dr. Burkhart vom Bundesamt für Strah- 
lenschutz äußerte auf einer Diskussion von Ärzten der Ärztekam- 
mer Lüneburg am 17. Oktober 1995 die Auffassung, der Faktor 
könne zwischen 2 und 80 liegen. Doch nicht nur die permanente 
Strahlenbelastung, sondern auch die Gefahr eines Unfalls sind bei 
den Transporten akut. Noch immer wird dieser heiße, hochradio- 
aktive Müll in Behältern, die für einen Fall aus 9 m Höhe ausge- 
legt sind, über mehrere zehn Meter hohe Eisenbahnbrücken trans- 
portiert. Das Unfallrisiko und die Strahlenbelastung durch 
Castor-Transporte wäre vermeidbar, würden die abgebrannten 
Brennelemente am AKW- Standort verbleiben und die Bundesre- 
gierung endlich das Scheitern des Entsorgungskonzeptes und des 
Entsorgungsnachweises eingestehen. 

Sowohl aus dem grundgesetzlich verbrieften Recht auf körperli- 
che Unversehrtheit, als auch aus dem Strahlenminimierungsgebot 


3 



Drucksache 13/6997 


Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


ergibt sich die Pflicht der Bundesregierung, weitere Castor- Trans- 
porte zu untersagen. 

IL2. Die Wiederaufarbeitung abgebrannter Brennelemente ist 
keine Lösung, sondern eine Verschiebung, Vertagung und Ver- 
vielfachung des Atommüllproblems. Nicht nur, daß die Müllmen- 
ge mehr als verzwanzigfacht wird, auch die langjährige Verstrah- 
lung von Cap de la Hague in Frankreich und der Umgebung von 
Sellafield in Großbritannien fordern ihre bitteren Opfer. Signifikant 
erhöhte Leukämieerkrankungen und Plutoniumfunde im Haus- 
staub rund um Sellafield, feststellbare Verstrahlung der irischen 
Küste sind beispielhafte Anzeichen des Ausmaßes der stattfin- 
denden Kontamination. Die Aufgabe der nationalen Wiederaufar- 
beitung durch die Industrie 1989 war ein richtiger Schritt, der aber 
durch die Verträge der deutschen Energieversorger mit COGEMA 
und BNFL konterkariert wird. Seit Jahren wird so der Müll über 
die Grenze verschoben. Und dies mit dem Segen der Bundesre- 
gierung, die die Auslandswiederaufarbeitungsverträge völker- 
rechtlich absicherte. Als erster Schritt zur Verhinderung der inter- 
nationalen Atommüllverschieberei ist die Wiederaufarbeitung in 
der Bundesrepublik Deutschland zu verbieten. Dann muß die Bun- 
desregierung gegenüber Frankreich und Großbritannien deutlich 
machen, daß die Auslandsaufarbeitung nicht mehr im Interesse der 
Bundesrepublik Deutschland liegt, und alle rechtlich möglichen 
Schritte unternehmen, das weitere Verschieben abgebrannter 
Brennelemente aus Deutschland zu unterbinden. 

II. 3. In diesem Frühjahr soll zum dritten Mal versucht werden, ei- 
nen Castor- Transport zum Zwischenlager Gorleben zu transpor- 
tieren. Gegen die beiden bisher stattgefundenen Transporte im 
April 1995 und im Mai 1996 gab es massive Proteste im Wendland 
und bundesweit. Die Gesamtbelastung der öffentlichen Haushal- 
te durch die Polizeieinsätze wurde 1995 auf 55 Mio. DM und 1996 
auf ca. 90 Mio. DM geschätzt. Dabei war die Polizei 1996 nicht nur 
mit noch größerer Präsenz und mehr schwerer Ausrüstung am 
Werk, sondern sie ging auch deutlich härter gegen die Demon- 
strantinnen und Demonstranten vor. Auch verbal wurde aufgerü- 
stet: Der Bundesminister des Innern sprach von den demonstrie- 
renden Bürgerinnen und Bürgern als „unappetitliches Pack" und 
läßt Atomkraftgegnerinnen und -gegner vom Verfassungsschutz 
bespitzeln. Nach dem Motto „Rufen wir erst mal Skandal, irgend- 
was bleibt schon hängen", werden Bürgerinnen und Bürger, die 
ihre demokratischen Grundrechte wahrnehmen, in die Ecke ge- 
drängt. Dabei schreckt der Verfassungsschutz nicht einmal davor 
zurück, die Bürgerinitiative Lüchow-Dannenberg e. V auszuhor- 
chen. So wird die Kriminalisierung des Protestes bereits im Vor- 
feld des dritten Transportes betrieben um eine weitere Verschär- 
fung des Polizeieinsatzes beim nächsten Transport zu 
rechtfertigen. Diese Bespitzelung widerspricht den Grundsätzen 
eines freiheitlich-demokratischen Rechtsstaates und ist sofort ein- 
zustellen. 
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